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1 6 9 . Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens in Brüssel
zur Änderung der Konvention über das Zolltarifschema für die Einreihung
der Waren in die Zolltarife
(NR: GP XV RV 68 AB 202 S. 22. BR: AB 2105 S. 392.)

1 7 0 . Notenwechsel zwischen dem Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten und dem Bot-
schafter der Französischen Republik zur Gründung eines Österreichisch-Fran-
zösischen Zentrums für Begegnungen aus europäischen Ländern mit verschie-
denen wirtschaftlichen und sozialen Systemen samt Statuten
(NR: GP XV RV 58 AB 192 S. 22. BR: AB 2107 S. 392.)

169.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

EMPFEHLUNG DES RA-
TES FÜR DIE ZUSAM-
MENARBEIT AUF DEM
GEBIETE DES ZOLL-
WESENS IN BRÜSSEL
VOM 13. JUNI 1978 ZUR
ÄNDERUNG DER KON-
VENTION ÜBER DAS

ZOLLTARIFSCHEMA
FÜR DIE EINREIHUNG
DER WAREN IN DIE

ZOLLTARIFE *)

DER RAT FÜR DIE ZU-
SAMMENARBEIT auf dem
Gebiete des Zollwesens emp-
fiehlt,

IM HINBLICK auf die Kon-
vention vom 15. Dezember 1950
über das Zolltarifschema für die
Einreihung der Waren in die
Zolltarife und das Berichtigungs-
protokoll vom 1. Juli 1955, dem
der Wortlaut des Zolltarifsche-
mas angeschlossen ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es ratsam ist, an diesem Zoll-
tarifschema gegebenenfalls inso-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 103/1960 in der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 100/1972
und 535/1977
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weit Änderungen vorzunehmen,
als diese durch die technische
Entwicklung oder auf Grund
der gewonnenen Erfahrung er-
forderlich geworden sind,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des Interesses daran,
daß solche Änderungen auf mög-
lichst praktische Weise sowohl
für die Vertragstaaten als auch
für die am internationalen Handel
Beteiligten wirksam werden kön-
nen und daß, um dieses Ziel
zu erreichen, die Frist für diese
Inkraftsetzung solcher Änderun-
gen nach ihrer Annahme gemäß
Artikel XVI lit. c der Konven-
tion von sechs Monaten auf ein
Jahr verlängert werden soll,

DEN VERTRAGSCHLIES-
SENDEN TEILEN auf Vor-
schlag des Komitees für das
Zolltarifschema gemäß Artikel
XVI der Konvention über das
Zolltarifschema betreffend die
Einreihung der Waren in die
Zolltarife folgende Änderungen
dieser Konvention:

1. Im Artikel XVI lit. d sind
die Worte „sechs Monate" durch
die Worte „ein Jahr" zu ersetzen.

2. Im Artikel XIV lit. a sind
die Worte „gemäß Artikel XII
Absatz a)" zu streichen.

Die vorstehenden Änderungen sind gemäß Artikel XVI Buchstabe c der Konvention über das
Zolltarifschema für die Einreihung der Waren in die Zolltarife für alle Vertragschließenden Teile
am 1. Juli 1979 in Kraft getreten.

Kreisky

170.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen dem Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten und dem
Botschafter der Französischen Republik zur
Gründung eines Österreichisch-Französischen
Zentrums für Begegnungen aus europäischen
Ländern mit verschiedenen wirtschaftlichen

und sozialen Systemen samt Statuten
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DER BUNDESMINISTER
FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 21. Juli 1978

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
21. Juli 1978 zu bestätigen, die in deutscher
Übersetzung folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, Ihnen zur Kenntnis zu brin-
gen, daß die Regierung der Französischen Repu-
blik bereit ist, mit der Regierung der Republik
Österreich ein Abkommen betreffend die Grün-
dung und die Tätigkeit eines Französisch-Öster-
reichischen Zentrums für Begegnungen aus euro-
päischen Ländern mit verschiedenen wirtschaft-
lichen und sozialen Systemen auf folgenden
Grundlagen zu schließen:

1 — Aufgabe des Zentrums ist es, in erster
Linie die Veranstaltung von Studienseminaren
und Konferenzen auf dem Gebiete der Betriebs-
führung und der Leitung öffentlicher Einrich-
tungen sowie auf dem Gebiete der Verwaltungs-
und Wirtschaftswissenschaften zu fördern, zu ko-
ordinieren und zu verwirklichen. Es hat insbe-
sondere zum Ziele, zur Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen den genannten euro-
päischen Staaten beizutragen. Es hat seinen Sitz
in Wien.

2 — Jede der beiden Regierungen trägt einen
gleichen Betrag zu den Betriebskosten des Zen-
trums bei. Die Höhe dieses Beitrages wird all-
jährlich vom Direktorium des Zentrums fest-
gelegt. Das Direktorium kann jede andere Ein-
nahme, die mit den Zielen des Zentrums ver-
einbar ist, annehmen.

3 — Die Statuten des Zentrums sind diesem
Briefwechsel als Anhang beigeschlossen und bil-
den einen integrierenden Bestandteil des Ab-
kommens zwischen den beiden Regierungen.

4 — A) Jede der beiden Regierungen notifi-
ziert der anderen den Abschluß des nach ihrer
Verfassung für das Inkrafttreten des vorliegen-
den Abkommens erforderlichen Verfahrens.

B) Das Abkommen tritt am ersten Tag des
zweiten Monats nach dem Datum der letzten
dieser Notifikationen in Kraft.

5 — A) Das vorliegende Abkommen bleibt bis
zu seiner Kündigung durch die eine oder andere
der beiden Regierungen in Kraft. Diese Kün-
digung wird sechs Monate nach dem Empfang
der diesbezüglichen schriftlichen Notifikation
wirksam.

B) Falls die Kündigung während der Durch-
führung eines vom Direktorium vor der im Para-
graph A) erwähnten Notifikation genehmigten
Projektes erfolgt, verpflichten sich die beiden
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Regierungen, das vorliegende Abkommen bis
zum Abschluß des genannten Projektes anzu-
wenden.

Falls die Regierung der Republik Österreich
bereit ist, die oben ausgeführten Bestimmungen
anzunehmen, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre Antwort als Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen betrachtet
werden."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz hiezu mit-
zuteilen, daß die österreichische Regierung mit
den Vorschlägen der französischen Regierung
einverstanden ist, daß Ihre Note und diese Ant-
wortnote ein Abkommen zwischen der öster-
reichischen Regierung einerseits und der fran-

zösischen Regierung andererseits betreffend die
Gründung eines Österreichisch-Französischen
Zentrums für Begegnungen aus europäischen
Ländern mit verschiedenen wirtschaftlichen und
sozialen Systemen bilden sollen.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Willibald P. Pahr

Seine Exzellenz
Herrn
Georges G a u c h e r
Botschafter der Französischen
Republik
Wien
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ANHANG

STATUTEN
des Französisch-Österreichischen Zentrums für
Begegnungen aus europäischen Ländern mit ver-
schiedenen wirtschaftlichen und sozialen Systemen

Artikel 1

Das Französisch-Österreichische Zentrum für
Begegnungen aus europäischen Ländern mit ver-
schiedenen wirtschaftlichen und sozialen Systemen
wird von der Regierung der Republik Österreich
und der Regierung der Französischen Republik
gegründet.

Artikel 2

Das Zentrum hat folgende Organe:
a) das Direktorium
b) den Präsidenten
c) den Generalsekretär
d) das Beratende Programmkomitee

Artikel 3

(1) Das Direktorium besteht aus drei österrei-
chischen und drei französischen Mitgliedern, die
von ihrer jeweiligen Regierung ernannt werden;
jede nationale Delegation verfügt über eine
Stimme.

(2) Falls ein Mitglied des Direktoriums verhin-
dert ist, seine Funktion auszuüben, ernennt seine
Regierung einen Vertreter für die Dauer der
Verhinderung.

(3) Das Direktorium tritt mindestens einmal
pro Jahr zusammen. Es legt seine Geschäfts-
ordnung fest.

(4) Das Direktorium faßt seine Beschlüsse ein-
stimmig.

(5) Das Direktorium wählt den Präsidenten
aus seinen Mitgliedern für eine Periode von
drei Jahren, die wiederholbar ist.

(6) Das Direktorium ernennt den General-
sekretär für eine oder mehrere Perioden von
maximal drei Jahren. Der Generalsekretär hat
nicht die gleiche Staatsangehörigkeit wie der
Präsident.

(7) Das Direktorium bestimmt die allgemeine
Richtung der Tätigkeit und deren allfällige Aus-
dehnung auf andere Gebiete, wie die Lehrtätig-
keit und Forschung insbesondere in Bereichen,
die noch nicht von bereits bestehenden Institu-
tionen behandelt werden.

Es legt nach Konsultierung des Programm-
komitees die definitiven Arbeitsprogramme fest,
beschließt das jährliche Budget und kontrolliert
deren Durchführung.
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(8) Die Beschlüsse des Direktoriums treten
einen Monat, nachdem sie gefaßt wurden, in
Kraft, es sei denn, daß eine der beiden Regie-
rungen widerspricht.

(9) Das Direktorium kann beratende Arbeits-
gruppen schaffen.

Artikel 4

Der Präsident beruft das Direktorium ein,
führt bei seinen Arbeiten den Vorsitz und ver-
kündet die Beschlüsse des Direktoriums.

Artikel 5

Die Funktionen eines Mitglieds des Direk-
toriums und des Präsidenten werden ehrenamt-
lich ausgeübt.

Artikel 6

(1) Der Generalsekretär
a) besorgt die Verwaltung des Zentrums,
b) stellt dessen Personal, dem er vorsteht,

an und entläßt dieses,
c) bereitet die Arbeitsprogramme vor,
d) bereitet den Budgetentwurf vor,
e) vollzieht und verwirklicht die Beschlüsse

des Direktoriums,
f) lädt die Teilnehmer zu den Veranstaltun-

gen des Zentrums ein.

(2) Der Generalsekretär ist der gesetzliche Ver-
treter des Zentrums.

Artikel 7

(1) Das Direktorium ernennt die Mitglieder
des Beratenden Programmkomitees aus den Per-
sönlichkeiten, die auf den Gebieten der Tätigkeit
des Zentrums besonders qualifiziert sind.

(2) Der Präsident und der Generalsekretär ge-
hören dem Komitee von Rechts wegen an. Der
Präsident führt bei den Sitzungen des Komitees
den Vorsitz und kann dabei von einem Mit-
glied seiner Wahl vertreten werden.

(3) Das Komitee berät die Programme und
legt auf Grund eines Einvernehmens zwischen
seinen Mitgliedern dem Direktorium die Vor-
schläge vor.

(4) Das Komitee tritt auf Ersuchen des Direk-
toriums oder des Generalsekretärs zusammen.

Artikel 8

(1) Auf der Grundlage der vom Direktorium
genehmigten Programme legt der Generalsekre-
tär dem Direktorium den Entwurf für das jähr-
liche Budget mindestens sechs Monate vor Jah-
resende und mindestens drei Monate vor der
Sitzung des Direktoriums vor.
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(2) Die Betriebskosten des Zentrums werden
gemäß den. Bestimmungen des Briefwechsels ge-
tragen.

(3) Die Gebarung des Zentrums wird von
einem Rechnungsprüfer überprüft, dar vom Di-
rektorium ernannt wird, dem er einen jähr-
lichen Bericht vorlegt.

Artikel 9

Das Zentrum hat Rechtspersönlichkeit. Es hat
insbesondere die Fähigkeit, Verträge abzu-
schließen sowie Mobilien und Immobilien zu er-
werben und zu veräußern, und die Gerichtsfähig-
keit.

Artikel 10

Die Regierung der Republik Österreich ge-
währt dem Zentrum die Privilegien und Immu-
nitäten, welche die Ämter der Vereinten Natio-
nen in Wien genießen.

Artikel 11

Die Arbeitssprachen sind Französisch und
Deutsch.

Artikel 12

Jede Streitigkeit betreffend die Anwendung
des Briefwechsels und der vorliegenden Statuten,
die nicht auf diplomatischem Wege gelöst wer-
den konnte, unterliegt der Schiedsgerichtsbar-
keit. In diesem Falle ernennt der Präsident des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte
die Schiedsinstanz, die diese Streitigkeit regeln
soll.

Artikel 13

Die vorliegenden Statuten können durch Be-
schluß des Direktoriums abgeändert werden.

Artikel 14

(1) Die Auflösung des Zentrums kann ent-
weder durch einseitige Kündigung gemäß dem
Briefwechsel oder durch Beschluß des Direk-
toriums erfolgen.

(2) In diesem Falle werden das Eigentum des
Zentrums und die vom Zentrum eingegangenen
Verpflichtungen zwischen den beiden Regierun-
gen zu gleichen Teilen aufgeteilt.

Die Ermächtigung zur Durchführung der in Punkt 4 Absatz A des Notenwechsels vorgesehenen
Notifikation wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet;
der Notenwechsel samt Statuten tritt gemäß seinem Punkt 4 Absatz B am 1. Mai 1980 in Kraft.

Kreisky
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